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Antrag 
öffentlich 

 

Vorlagen-Nr. 
A 25/0497 

 

Beratungsfolge 
Gremium Datum Status Zuständigkeit 
Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr 10.07.2025 Ö Entscheidung 

 
Freigabedatum: 10.07.2025 Gestellt von: Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU-

Fraktion 
 

Prüfung zukünftiger Entwicklungen der VHS 

Antrag der Fraktionen Bündnis 90 / Die die Grünen und der CDU zum 

bestehenden TOP "Umsetzung des Bürgerentscheids Volkshochschule" V 

25/0482 

 

Beschlussvorschlag 

Vor dem Hintergrund des seit Jahren bestehenden Status quo an der Bergstraße 
stellt der Rat der Stadt in Ergänzung der Entscheidung zur Vorlage V 25/0482 die 
Notwendigkeit fest, zeitnah über die zukünftigen Entwicklungen zu entscheiden. 
Das Gelände darf trotz der aktuellen finanziellen Voraussetzungen nicht länger im 
aktuellen Zustand verbleiben. 

 
In diesem Kontext wird die Verwaltung beauftragt, dem Rat der Stadt spätestens 
im zweiten Quartal 2026 eine Konzeptprüfung zur weiteren Entwicklung des 
Geländes vorzulegen, die auch Volkshochschule vor Ort wieder ermöglichen kann. 
Dabei wird berücksichtigt: 
 
1.) Das Gelände bleibt in städtischer Hand. 
 
2.) Potenzielle Entwicklungen fügen sich gestalterisch in die MüGa ein. 
 
Dem Rat der Stadt werden folgende Aspekte transparent dargelegt: 
 
3.) Kosten und potenzieller Zeitrahmen für den Abbruch des bestehenden Gebäudes 
und Herrichtung des Geländes im Sinne des Punktes 2. 
 
4.) Kosten und potenzieller Zeitrahmen für die Instandsetzung und Renovierung 
des bestehenden Gebäudes für eine Nutzung als Volkshochschule und 
Begegnungsort mit der Möglichkeit einer zusätzlichen Nutzung durch z.B. 
öffentliche oder staatliche Stellen. 
 
5.) Kosten und potenzieller Zeitrahmen für den Abriss des Gebäudes und Neubau 
für eine Nutzung als Volkshochschule und Begegnungsort mit der Möglichkeit einer 
zusätzlichen Nutzung durch z.B. öffentliche oder staatliche Stellen. 
 
 
Zudem beschließt der Rat der Stadt: 
 
6.) Die Wirtschaftlichkeit des bestehenden Baus wird auf Grundlage der 
bestehenden Erlasslage des Landes Nordrhein-Westfalen geprüft. 
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7.) Parallel dazu wird die Verwaltung weiter intensiv nach Partner*innen bzgl. der 
Umsetzung einer gemeinsamen zukünftigen Nutzung suchen und wird vom Rat der 
Stadt darin bestärkt, konkrete Gespräche zu führen. 
 

Sachverhalt 

Eine Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
Brigitte Erd & Timo Spors                                Christina Küsters 
Fraktionsvorsitzende                                        Fraktionsvorsitzende 
Bündnis 90 / Die Grünen                                  CDU-Fraktion 
 

Anlage/n 

Keine 

 


